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Das Europäische Verwaltungsrecht











Nationales Verwaltungsrecht 			Eigenverwaltungsrecht der 


der 25 Mitgliedstaaten	EG-Administration, sprich v.a. der EG-Kommission; 


ProzeßR des EuGH


Quelle: nationale Rechtsordnung	(Europ VwR im engeren Sinne)


								


Quelle: EG-Recht	


								








Europäisiertes nat. Verwaltungsrecht  	Verwaltungskooperationsrecht


(„Gemeinschaftsverwaltungsrecht“)		regelt Kooperation zwischen 


Zusammenwirken von EG-Recht		Mitgliedstaaten und Mitgliedstaaten


und nationalem Recht zwecks Durchführung	oder Mitgliedstaat und EG


des EG-Rechts								





Quelle: EG-rechtliche Vorgaben in RL und VO		Quelle: EG-Recht


und infolge der Einwirkung des EG-Rechts


	umgeformtes nationales VwR








Mehrebenenenverwaltungsrecht (Multi-Level Administration)
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Anwendungsbeispiele für die Einwirkung des nationalen Rechts in das deutsche Verwaltungsrecht





Fall Großkrotzenburg: Die EG erließ im Jahre 1985 die Richtlinie 85/337 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten Projekten (sog UVP-Richtlinie), die vorsah, dass die Genehmigung bestimmter Projekte, vor allem solcher mit erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt, zuvor einer Prüfung in bezug auf ihre Auswirkungen auf die Umwelt unterzogen werden. Art. 3 der RL legt den Inhalt der Prüfung und die anzuwendenden Kriterien näher fest. Die in der UVP Prüfung erhaltenen Daten müssen bei der Entscheidung über die Genehmigung beachtet werden. Die Prüfung der Umweltauswirkungen sollte dem Schutz der menschlichen Gesundheit, verbesserter Umweltbedingungen und der Erhaltung der Artenvielfalt dienen.


Die Preussen-Elektra AG beabsichtigt, ein Kraftwerk zu bauen und beantragt die hierfür nötigen Genehmigungen nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz. Eine UVP wird nicht durchgeführt. Herr A, der ein Haus direkt neben dem Gelänge besitzt, auf dem das Kraftwerk gebaut werden soll, spricht sich im Genehmigungsverfahren dagegen aus. Dennoch wird die Genehmigung erteilt. Da die UVP-Richtlinie trotz Ablaufs ihrer Umsetzungsfrist noch nicht in das deutsche Recht umgesetzt worden ist, unterbleibt eine entsprechende UVP-Prüfung. Herr A klagt gegen die an Preussen-Elektra erteilte Genehmigung unter Berufung darauf, dass die UVP unterblieb und damit unter Verletzung gegen das EG-Recht erlassen wurde. Wie ist die Rechtslage? Hat die Klage Aussicht auf Erfolg?


(Fall nach EuGH, Rs. C-431/92, Slg. 1995, I-2189, Rn. 37 ff = NVwZ 96, 369 („Großkrotzenburg“) und Rs. C-201/02 vom 7.1.2004, EWS 2004, 323 mit Anm. Fischer)





Fall: Die Alcan GmbH betrieb eine Aluminiumhütte. Um die Schließung der Hütte zu verhindern, zahlt die bayerische Regierung eine Subvention. Die Kommission stellte zwei Jahre danach die Unvereinbarkeit der Beihilfe mit dem EGV fest und fordert die Bundesrepublik auf, die Beihilfe zurückzufordern. Die Bundesregierung weist demgegenüber auf den Vertrauensschutz des Unternehmens hin. Nach geraumer Zeit nimmt Bayern die Beihilfebewilligung zurück und fordert Alcan zur Rückzahlung auf. Dagegen erhebt Alcan Wider-spruch. Sie wendet sich gegen die Rücknahme der Bewilligung unter Hinweis auf das Verstreichen der Jahresfrist nach Art. 48 IV BayVwVfG und unter Hinweis auf ihren Vertrauensschutz. Eine Rückzahlung führe zum Konkurs. Auch habe die Behörde nicht erkannt, dass Art. 48 I BayVwVfG eine Ermessensentscheidung sei. Sie habe ihr Ermessen gar nicht ausgeübt, was alleine schon eine Aufhebung der Rücknahme erfordere. Hat der Widerspruch Erfolg?  (nach EuGH, Slg. 1997 I-1591 = EuZW 1997, 276 –Alcan; BVerwGE 92, 81)
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Verfahrensgarantien nach Art. 6 EMRK und ihre Geltung im Öffentlichen Recht











Begriff der zivilrechtlichen Ansprüche / „civil rights“








Drei Judikaturlinien bei EGMR bejahen dies:





Auswirkung auf zivilrechtliche Rechtspositionen (=Eigentum, vertragliche Beziehungen im Schutzbereich der Berufs- und Erwerbsfreiheit)





zB: behördliche Genehmigung von Aktivitäten der Bürger, Zurücknahme einer gewerberechtlichen Erlaubnis, Verbot der Berufsausübung


Problemfälle: öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse 





Vermögenswert: 


Verfahren, die einen Vermögenswert zum Gegenstand haben oder sich auf behauptete Verletzungen berufen, die ihrerseits vermögenswerte Rechte betreffen





zB: Schadensersatz- und Amtshaftungsansprüche gegen den Staat;


zu dieser Fallgruppe zählen wohl auch Pensionsstreitigkeiten





In Folge der Abwägungsjudikatur: Sozial(versicherungs)rechtliche Ansprüche; Grenzlinie hier aber schwierig








Keine zivilrechtlichen Ansprüche sind Rechte und Pflichten aus der Bürgereigenschaft (zB Steuerschuld, Wahlrecht, Auflösung einer Versammlung etc)
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Relevanz des Art. 6 EMRK für VwGO








+ Zugang zum Gericht





+ Kontrolldichte





+ Verfahrensdauer (Spannungsverhältnis zu Kontrolldichte, Instanzenhäufung)





+ Öffentlichkeit der mündlichen Verhandlung und der Urteilsverkündung


mündliche Verhandlung:


vgl. grds. reines schriftliches Verfahren nach § 84 VwGO





öffentliche Urteilsverkündung


hier problematisch: § 116 II, III VwGO: Parteizustellung


aber EGMR hat hier anderen Öffentlichkeitsbegriff
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Mechanismen der Einwirkung des EG-Rechts in das nationale Recht











1.  Unmittelbare Wirkung des EG-Rechts in Deutschland


(Primärrecht teilweise, Verordnungen, auch Richtlinien unter Umständen)





2. Anwendungsvorrang


EG-Recht hat gegenüber allem anderen nationalen Recht, auch gegenüber Verfassungsrecht Vorrang





a) Begründung lt. EuGH: Einheitlichkeit der Anwendung und Auslegung des EG-Rechts, effet utile, Eigenständigkeit der EG-Rechtsordnung, Art. 10 EGV


Begründung lt. BVerfG: implizite Vorranganordnung infolge Übertragung von Hoheitsgewalt





b) Grenze des Anwendungsvorrangs?


Lt. EuGH: grds. keine


Lt. BVerfG: Grenze der Hoheitsrechtsübertragung, also Art. 23 iVm Art. 79 III, 19 II GG


Grenze dann erreicht, wenn im EG-Recht generell der unabdingbar gebotene Grundrechtsschutz nicht mehr gewährleistet ist, NJW 2000, 3124
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Vollzug des EG-Rechts





Idealtypisch lässt sich unterscheiden:


Direkter, gemeinschaftsunmittelbarer Vollzug





EG-KOM selbst vollzieht das EG-Recht


Quelle des Eigenverwaltungsrechts: geschr. Primär- und Sekundärrecht, Allg Rechtsgrundsätze der EG





Indirekter Vollzug


Die Mitgliedstaaten vollziehen das EG-Recht





unmittelbar


Nationale Verwaltungsstellen wenden EG-VO, Richtlinie, Primärrecht unmittelbar an


oder


mittelbar


Dies ist der Fall  


(aa) bei EG-Richtlinie und nicht unmittelbar anwendbarem Primärrecht: dieses wird zunächst in nationales Recht umgesetzt





Die Anwendung des nationalen Rechts ist mittelbar eine Anwendung des EG-Rechts





(bb) nationale Verwaltungsstellen wenden nat. Vwverfahrensrecht zur Ausführung von EG-Recht (egal, ob unmittelbar oder nicht unmittelbar anwendbar) an	


oder müssen EG-Recht bei der Anwendung nat VwRecht als Schranke beachten


	


Für unmittelbaren und mittelbaren Vollzug gilt Zuständigkeitsverteilung nach GG analog





Zunehmend aber: 





III. Paralleler Vollzug; kooperativer, mehrstufiger Vollzug�
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Näheres zum indirekten Vollzug





EuGH in Milchkontor, Slg. 1983, 2665, Rn. 17:


„soweit das Gemeinschaftsrecht einschließlich der allgemeinen gemeinschaftsrechtlichen Grundsätze hierfür keine gemeinsamen Vorschriften enthält, gehen die nationalen Behörden bei dieser Durchführung der Gemeinschaftsregelungen nach den formellen und materiellen Bestimmungen des nationalen Rechts vor“; 





vgl schon früher: 


EuGH in Fleischkontor, Slg. 1971, 49, Rz. 4





„Obliegt der Vollzug einer EG-Verordnung den nationalen Behörden, so ist davon auszugehen, daß er grundsätzlich nach den Form- und Verfahrensvorschriften des nationalen Rechts zu geschehen hat. Um der einheitlichen Anwendung des EG-Recht willen ist jedoch der Rückgriff auf innerstaatliche Rechtsvorschriften nur in dem zum Vollzug der Verordnung notwendigen Umfang zulässig. “ 








( sog. Verfahrensautonomie der Mitgliedstaaten, in institutioneller und verfahrensrechtlicher Hinsicht
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Wege der Einwirkung des EG-Rechts auf das nationale Verwaltungsrecht








1.	durch Sachkompetenzen 





( Beeinflussung des materiellen Besonderen Verwaltungsrechts (etwa im Umweltrecht etc)


( Beeinflussung des allgemeinen VwVerfahrensrechts (bis hin zur punktuellen Verdrängung des nat VwVerfahrensR durch EG-Recht)


( Beeinflussung der VwOrganisation











2.	allgemein durch die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten aus Art. 10 EGV im Interesse der effektiven Verwirklichung des EG-Rechts





( Beeinflussung des nationalen VwVerfahrensR, VwProzeßR


( Beeinflussung nationaler Verwaltungsorganisation


( Beeinflussung der Rechtssetzung und der Rechtsquellen des deutschen   Verwaltungsrechts (gegebenenfalls iVm Art. 249 EGV)





beachte: 1. und 2. nicht überschneidungsfrei trennbar
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Zu den Anforderungen an die Umsetzung einer Richtlinie





Bsp: Art. 2 I RL 80/779 über Grenzwerte und Leitwerte der Luftqualität für Schwefeldioxid und Schwebstaub, ABl.EG 1980, Nr. L 229/30):





„Die im Anhang I der Richtlinie festgelegten Grenzwerte dürfen insbesondere im Hinblick auf den Gesundheitsschutz im gesamten Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten während bestimmter Zeiträume unter den in den folgenden Artikeln festgelegten Bedingungen nicht überschritten werden“





dazu: EuGH, Rs. C-361/88, Slg. 1991, I- (2602, Tz. 15, 20 f):


„Nach der Rspr. des EuGH [Slg. 1991, I-825] verlangt die Umsetzung einer Richtlinie in innerstaatliches Recht nicht notwendigerweise, daß ihre Bestimmungen förmlich und wörtlich in einer ausdrücklichen besonderen Gesetzesvorschrift wiedergegeben werden; je nach dem Inhalt der RL kann ein allgemeiner rechtlicher Rahmen genügen, wenn er tatsächlich die vollständige Anwendung der RL in so klarer und bestimmter Weise gewährleistet, daß – soweit die Richtlinie Ansprüche des einzelnen begründen soll- die Begünstigten in der Lage sind, von allen ihren Rechten Kenntnis zu erlangen und diese gegebenenfalls vor den nationalen Gerichten geltend zu machen.“


...


“Zweitens wird dem Bestreben, es dem einzelnen zu ermöglichen, seine Rechte geltend zu machen, aber auch im eigentlichen Anwendungsbereich der Verwaltungsvorschrift, das heißt bei den genehmigungsbedürftigen Anlagen, nicht Genüge getan. Die Bundesrepublik und die Kommission streiten nämlich darüber, inwieweit in der deutschen Lehre und Rechtsprechung technischen Verwaltungsvorschriften zwingender Charakter zuerkannt wird. ... Es ist festzustellen, daß die Bundesrepublik im konkreten Fall der TA Luft keine nationale Gerichtsentscheidung angeführt hat, mit der dieser Verwaltungsvorschrift über ihre Verbindlichkeit für die Verwaltung hinaus unmittelbare Wirkung gegenüber Dritten zuerkannt würde. Es läßt sich also nicht sagen, daß der einzelne Gewißheit über den Umfang seiner Rechte haben kann, um sie gegebenenfalls vor den nationalen Gerichten geltend machen zu können, noch auch daß diejenigen, deren Tätigkeit geeignet ist, Immissionen zu verursachen, über den Umfang ihrer Verpflichtungen hinreichend unterrichtet sind.


Somit ist nicht nachgewiesen, daß die Durchführung des Art. 2 I der RL mit unbestreitbarer Verbindlichkeit und mit der Konkretheit, Bestimmtheit und Klarheit erfolgt ist, die nach der Rspr. des Gerichtshofes notwendig sind, um dem Erfordernis der Rechtssicherheit zu genügen.“
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Vollzugsautonomie der Mitgliedstaaten








Primärrechtliche Grundlage:





- Umkehrschluß zu fehlender allgemeiner EG-Vollzugskompetenz





- Umkehrschluß aus Art. 10 EGV





- Erklärung Nr. 43 zur Schlußakte des Amsterdamer Vertrags








Funktion:





- vertikale Gewaltenteilung
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Grenzen der Vollzugsautonomie der Mitgliedstaaten


bezüglich des Verwaltungsverfahrens





Grund:


unterschiedliche/s Vollzugssituation/Vollzugsrecht gefährdet einheitliche Anwendung des EG-Rechts 








Erste Grenze:





Beachtung des speziellen geschriebenen EG-Rechts und 


der ungeschriebenen Rechtsgrundsätze, letztere als Mindeststandard 








Zweite Grenze:





EG-Rechts-konforme Auslegung und Anwendung des nationalen Rechts





insbesondere


Äquivalenzgebot und Effizienzgebot








Zu Äquivalenzgebot:


Anwendung des nationalen Rechts beim Vollzug des EG-Rechts ebenso sorgfältig und strikt wie bei rein nationalen Fällen; keine Ungleichbehandlung im Vergleich zu vergleichbaren nationalen Sachverhalten





Zu Effizienzgebot:


Anwendung des nationalen Verfahrensrechts darf Effektivität des EG-Rechts, d.h. seine Tragweite und seine Wirksamkeit, nicht beeinträchtigen


�



Privatdozent Dr. Wolfgang Weiß





Vorlesung Europarecht im Verwaltungsrecht





Folie 12:





Grenzen der Vollzugsautonomie der Mitgliedstaaten


bezüglich der Verwaltungsorganisation








Eingriffe in die nationale Verwaltungsorganisation durch die EG





1. unmittelbar durch Vorgabe/Anordnung der Errichtung von bestimmten Behörden








2. durch Vorgaben für grenzüberschreitende Behördenkooperationen (Kontaktstellen, Netzwerke, verschränkte Entscheidungszuständigkeiten)








3. durch Mechanismen der Gemeinschaftsaufsicht über das nationale Verwaltungshandeln
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EG-Recht und die allg. Lehren des Verwaltungsrechts


1. Normverwerfungskompetenz der Exekutive








Problem: Darf nat. Behörde ein nationales Gesetz, das sie zu anzuwenden hat, außer Vollzug lassen, weil sie es für unvereinbar mit höherem Recht hält?








1. bei rein nationalen Sachverhalten (also: höherrangiges Recht ist deutsches, etwa Gesetzes- oder Verfassungsrecht)





eindeutig: wg. Art. 100 I GG keine Verwerfungskompetenz für nachkonstitutionelle, förmliche Gesetze





im übrigen sehr str:





Pro Normverwerfungskompetenz:


Rechtswidrige Norm, etwa RechtsVO, ist nichtig und daher gar nicht beachtlich; Bindung an Recht und Gesetz; unmittelbare Geltung der Grundrechte.





Contra Normverwerfungskompetenz (eher hM):


Bindung an Recht und Gesetz; Einhaltung des Gesetzmäßigkeitsgebots; kein Untergraben der Gesetzesbindung; Rechtssicherheit; Einheitlichkeit der Verwaltung.








2. Europäisierung der Diskussion





EuGH: nationales Recht, auch solches in Gesetzesrang, ist unangewendet zu lassen, wenn es mit EG-Recht unvereinbar ist ( nat Behörden haben entsprechende Prüfungs- und Verwerfungspflicht





Dispens von Gesetzesbindung nach Art. 20 III GG?


Verwerfungspflicht trotz fehlender Vorlagebefugnis


Kapazitäts- und Haftungsprobleme





Zur Klarstellung: Keine Verwerfungskompetenz für EG-Recht
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Bestandskraft und Anwendungsvorrang des EG-Rechts





Lösung zu Fall 1





1. AG für Anspruch auf Nachzahlung: direkt aus dem Gleichbehandlungsgebot nach der RL 


- Voraussetzung: unmittelbare Wirkung der RL, hier (+)





2. Entgegenstehende Bestandkraft der Bewilligung vom 12.12.1997?


Nach nationalem Recht lief Anfechtungsfrist ab dem 13.12.1997. Frist abgelaufen.





Das gilt grds. auch für aus dem Gemeinschaftsrecht begründete Rechte. Denn aus der Verwaltungsautonomie folgt, daß die Ausgestaltung des Verfahrens für die Klagen, die den Schutz der dem Bürger aus unmittelbar anwendbarem EG-Recht erwachsenden Rechte bezwecken, Sache der Mitgliedstaaten ist. Angemessene Klage- oder Ausschlußfristen sind eine Anwendung des grundlegenden Prinzips der Rechtssicherheit, außer die Fristen machten die Wahrnehmung der Rechts unmöglich (EuGH, Slg. 1976, 1998, Tz. 5).





Jedoch: EG-widriges Verhalten des Gesetzgebers: Solange ordnungsgemäße Umsetzung fehlt, kann der einzelne seine Rechte nicht kennen. Nur ordentliche Umsetzung beendet Zustand der Unsicherheit und schafft die Rechtssicherheit, die für Rechtsverfolgung nötig.





HIER: bis jetzt keine ordentliche Umsetzung, weil Umsetzungsgesetz entgegen der RL eine Gleichbehandlung erst zum 1.1.98 herstellte. Nationale Anfechtungsfrist läuft daher noch nicht einmal an. 


Fristlauf erst ab ordnungsgemäßer Umsetzung.





Bestandskraft steht somit nicht entgegen.
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Bestandskraft und Anwendungsvorrang des EG-Rechts





Lösung zu Fall 2:





Problem: Wann beginnt die Verjährungsfrist zu laufen bei Forderung auf Rückerstattung einer Abgabe, die unter Verstoß gegen EG-Recht erhoben wurde?





Nach allgemeinem nationalen Recht: mit Entstehen der Rückforderung





Aber: EG-Richtlinie war nicht ordnungsgemäß umgesetzt ( Fristbeginn analog EuGH in Emmot (siehe Fall 1) erst mit ordnungsgemäßer Umsetzung??





EuGH nunmehr: 





Infolge Effizienzgebot und Diskriminierungsverbot sind nationale Verjährungsfristen grds beachtlich wegen Verfahrensautonomie





Angemessene Ausschluß- und Verjährungsfristen seien Ausdruck der Rechtssicherheit, die auch auf EG-Ebene gilt ( kein Verstoß gegen Effizienzgebot; dadurch würden Rechte aus EG-Rechtsordnung nicht praktisch unmöglich gemacht oder übermäßig erschwert, selbst wenn infolge Fristablauf eine Klage abgewiesen wird





Entscheidung in Sachen Emmot lt. EuGH ausnahmsweise durch besondere Umstände des Falles gerechtfertigt, weil dort durch Ablauf der Klagefrist jede Möglichkeit genommen worden war, Anspruch auf Gleichbehandlung geltend zu machen
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Bestandskraft und Anwendungsvorrang des EG-Rechts





Lösung zu Fall 3





EG-Recht ist anwendbar seit dem 1.1.95





Das Verbot, Bootsanliegeplätze an EU-Bürger zu vermieten, verstößt gegen die Dienstleistungsfreiheit nach Art. 49 EGV


Die Vermietung ist eine Dienstleistung


Es liegt auch ein grenzüberschreitendes Moment vor


Art. 49 EGV untersagt alle Diskriminierungen aus Gründen der Staatsangehörigkeit


Hier werden Deutsche aus diesem Grunde diskriminiert


Rechtfertigung des Verstosses nach Art. 55 iVm Art. 46 EGV liegt nicht vor. Immanente Schranken greifen bei Diskriminierungen nicht ein und könnten hier auch keine Rechtfertigung begründen: Das Interesse an gerechter Verteilung des begrenzten Bootszugangs zu öst Seen kann nicht einen Ausschluß jedes Ausländers und eine Zulassung jedes Inländers rechtfertigen; geeignetes Kriterium wäre der nahe Wohnsitz.





Somit verstößt das Verbot und auch das daran anknüpfende Bußgeldverfahren gegen EG-Recht


Vorrang des Gemeinschaftsrechts gilt auch gegenüber Einzelakten, nicht nur gegenüber Normen. Denn der Schutz der vom Gemeinschaftsrecht verliehenen Rechte kann nicht von der Art der entgegenstehenden nationalen Bestimmungen abhängen (Slg. 1999, I-2540, Tz. 33)





Aber: Steht der Anwendung des EG-Rechts die Bestandskraft entgegen?


Zunächst gelten Klagefristen auch insoweit (s. FALL 2). 





JEDOCH nunmehr der EuGH ebda. Tz. 34: Das vom bestandskräftigen VA ausgesprochene Verbot müsse bei der Beurteilung der Rechtmäßigkeit der Geldstrafe, die nach dem Zeitpunkt des Beitritts verhängt werde, unangewendet bleiben. Die Bestandkraft ist somit unbeachtlich. 





Ergebnis: Das Bußgeldverfahren verstößt gegen den EGV.








[Erklären mag sich diese neue Entscheidung aus der Besonderheit, daß der VA bereits bei Beitritt bestandskäftig war und zuvor nicht unter Berufung auf Grundfreiheiten angefochten werden konnte. Entscheidend ist für den EuGH, daß der Bürger die Möglichkeit hatte, Rechte aus dem EG-Recht überhaupt geltend zu machen. Das war vorliegend nicht gegeben.]
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Ermessen und Abwägungen





Lösung zu Fall 4





Verurteilung wird erfolgen, wenn die Bundesrepublik gegen das EG-Recht verstieß





Verstoß durch Nichteinsatz nationaler Zwangsmittel?





Nach Art. 64 der VO sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, die notwendigen Maßnahmen zu treffen, um die Einhaltung des EG-Recht zu gewährleisten


s. auch Art .10 EGV





Einsatz nationaler Zwangsmittel zwar nicht explizit genannt, aber die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, alle Mittel (gesetzgeberische Maßnahmen oder Einzelfallregelungen) zu ergreifen, die zur tatsächlichen Durchführung der Destillation erforderlich waren.








Entscheidungsbefugnis der Mitgliedstaaten über den effektiven Vollzug?





Nein, das Ziel der EG-Maßnahmen kann nur erreicht werden, wenn die notwendigen Maßnahmen von den Mitgliedstaaten binnen der in der Verordnung bestimmten Frist durchgeführt werden.





Da das deutsche Recht infolge der Einlegung des Widerspruchs die Vollziehung der Anordnungen aussetzte, oblag es den deutschen Stellen, die aufschiebende Wirkung durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung der Bescheide zu beseitigen.





Daß nach deutschem Recht die Voraussetzungen für den Erlaß einer Sofortvollzugsanordnung evtl nicht vorliegen, rechtfertigt nicht die Nichterfüllung der EG-rechtlichen Verpflichtungen





Zweifel an der Gültigkeit können durch Vorlage nach Art. 234 EGV beseitigt werden





( Bundesrepublik wurde verurteilt





Daraus folgt: Bei Entscheidung über Anordnung des Sofortvollzugs ist das Interesse der EG an der Durchsetzung ihres Rechts hoch zu veranschlagen; Zweifel an Gültigkeit einer EG-Rechtsgrundlage darf die Behörde nicht von Anordnung abhalten�
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Lösung zu Fall 5: 





Der Widerspruch gegen die Rücknahme ist begründet, wenn der RücknahmeVA rechtswidrig ist und die GmbH in ihren Rechten verletzt, § 113 I 1 VwGO analog.





I. Rechtswidrigkeit des RücknahmeVA





1. Rechtsgrundlage: Grundlage für die Rückforderung ist Art. 48 I 1 BayVwVfG, keine EG-rechtliche lex specialis





Ein rechtswidriger VA liegt mit der ursprünglichen Bewilligung vor. Denn lt. Sv. verstieß der VA gegen Art. 87 f EGV. Die Zuwendung ist eine Beihilfe, da sie der GmbH Belastungen abnimmt, die sie an sich zu tragen hat.Die bestehende Beurteilung der Kommission ist bindend, da sie bestandskräftig wurde, EuGH, EuZW 1994, 250; BVerwGE 106, 336. 


Wegen Fehlens enstprechender EG-Regelungen bestimmt sich der nationale Verwaltungsvollzug nach nationalem Recht. Die BeihilfeVO 659/1999, ABl.EG 1999, Nr. L 83/1 enthält insofern keine vorrangigen Sonderbestimmungen.





2. formelle Rm: Anhörung?


3. materielle Rm: da es ein begünstigender VA war, sind Art. 48 Abs. 2 bis 4 zu beachten; ferner gemäß Art. 48 I 1 Ermessensentscheidung





(1) Vertrauensschutz nach Art. 48 Abs. 2


- Ausschluß des Vertrauensschutzes nach Abs. 2 S. 3?





- Abwägung zwischen dem öffentl Rücknahmeinteresse und dem privaten Bestandsinteresse 


Art. 48 II 2: Verbrauch der gewährten Leistung führt grundsätzlich zu einer Schutzwürdigkeit des Empfängers.





Indes wirkt hier das EG-Recht ein. Wegen der praktischen Wirksamkeit gilt nationales Verwaltungsverfahrensrecht nur, soweit es nicht zu einer Diskriminierung von gemeinschaftsrechtlich beeinflußten Sachverhalten führt und soweit es den effektiven Vollzug des EG-Rechts erlaubt. Die Rückforderung darf nicht praktisch unmöglich werden (EuGH, Slg. 1990, I-3437, Rn. 12).


Art. 14 III der BeihilfenVO: Rückforderung erfolgt unverzüglich und nach dem Verfahrensrecht des Mitgliedstaates, sofern hierdurch die sofortige und tatsächliche Vollstreckung der Kommissionsentscheidung ermöglicht wird.





Aus den Anforderungen des effektiven Vollzugs des EG-Rechts ergeben sich hier Abweichungen:





Vertrauensschutz nach Art. 48 II 2 BayVwVfG greift nicht ein, wenn die Anzeige der Beihilfe bei der Kommission gemäß Art. 88 III EGV unterlassen wurde. Denn der formelle Mangel der Mißachtung der Anmeldepflicht würde sonst bedeutungslos. 
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Fortsetzung zu Fall 5:





Auf die Ordnungsgemäßheit darf ein Unternehmer „im Grundsatz“ nur vertrauen, wenn die Beihilfe unter Einhaltung des vorgesehenen Verfahrens gewährt wurde. Es ist dem Unternehmen möglich und zumutbar, sich insoweit zu vergewissern. Der Unternehmer ist dann nicht schutzwürdig (BVerwGE 106, 335 unter Hinweis auf die Möglichkeit von Abweichungen im Einzelfall)


Das gilt, auch wenn die weit überwiegendeVerantwortung für die Rechtswidrigkeit nicht  beim Beihilfeempfänger, sondern bei der Behörde liegt. Denn das gleicht das fehlende schutzwürdige Vertrauen nicht aus (BVerwGE 106, 338).





Damit wird auch nicht gegen deutsches Verfassungsrecht, nämlich die Grundsätze der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes verstossen [so auch BVerfG, EuZW 2000, 445 (447)]. Die formelle und materielle Gemeinschaftswidrigkeit konnte erkannt werden; daher auch kein verfassungsrechtlich schutzwürdiges Vertrauen


Außerdem entfällt der Vertrauensschutz nicht ganz, sondern wird vom EuGH in einer Klage gegen die Kommissionsentscheidung über die Rückforderung geprüft wird. Für eine solche Klage hat die GmbH Klagebefugnis nach Art. 230 IV EGV.





 Beachtlichkeit der Verfügung über die Beihilfe nach Art. 49a II 2 VwVfG ist gleichfalls ausgeschlossen, weil damit die Rückforderung gerade in den Beihilfefällen stets ausgeschlossen wäre. Solche Fälle zeichnen sich immer dadurch aus, daß die Zuwendung aufgezehrt wird. Anwendung des Einwands der Entreichung würde Rückforderung praktisch unmöglich machen und verletzt daher Effizienzgebot.








(2) Jahresfrist nach Art. 48 Abs. 4 bayVwVfG


die Jahresfrist nach Art. 48 Abs. 4 gilt nicht; die Rücknahmeverpflichtung der nationalen Stellen ergibt sich aus dem EGV und kann nicht durch eine einjährige Ausschlußfrist behindert werden. (Vgl. BVerwGE 106, 332; EuGH, Slg. 1997, I-1591 – Alcan)


Hinter der Jahresfrist steht Erwägung der Rechtssicherheit und der Beseitigung von Unsicherheit über die Ermessensausübung durch die nat Behörde. Eine solche Ungewißheit gibt es nicht bei Rückforderungsentscheidung der KOM.





(3) Ermessensausübung


ein Ermessen steht den nationalen Behörden nicht zu; aus dem EG-Recht ergibt sich die unbedingte Verpflichtung der nationalen Stellen zur Rückforderung.





Ergebnis: Die Rückforderung ist rechtmäßig. Auf eine Rechtsverletzung ist nicht einzugehen.








Die Rückforderung selbst richtet sich nach Art. 49a BayVwVfG. Art. 49a II 1 BayVwVfG steht nicht entgegen: Die GmbH kann sich nicht auf Wegfall der Bereicherung berufen, weil das die Rückforderung vereiteln würde; s. auch Art. 49a II 2.
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Lösung zu Fall 5/Zusatzfrage:





Amtshaftunganspruch wegen unterlassener Anmeldung der Beihilfe bei der EG-Kommission





AG: § 839 BGB iVm Art. 34 GG





Gegen das Bestehen eines Anspruches sprechen:





- drittbezogene Amtspflicht fehlt: Das Anmeldeverfahren dient nicht dem Schutz des Beihilfeempfängers, sondern dem öffentlichen Interesse der EG








- die unterlassene Anmeldung ist nicht allein ausschlaggebend für die Rückforderung; auch matierell entsprach die Beihilfe nicht dem EG-Recht. Daher fehlende Kausalität zwischen Amtspflichtverletzung und evtl Schaden





- schließlich: mitwirkendes Mitverschulden des Beihilfeempfängers: Die Umstände, die zur Versagung des Vertrauensschutzes führen, müssen auch die Ablehnung eines Amtshaftungsanspruches begründen (BVerwGE 106, 328 (338))
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Lösung zu Fall 6:





Grundlage der Rückforderung mangels lex specialis § 48 VwVfG (§ 10 MOG bleibt außer Betracht)





1. Vertrauensschutz nach § 48 Abs. 2


Abs. 2 S. 2: Regelvermutung der Schutzwürdigkeit bei Verbrauch





aber hier: fingierte Bösgläubigkeit infolge § 48 Abs. 2 S. 3 Nr. 2; daß GmbH davon nichts wußte oder nichts wissen konnte, ist unerheblich, es genügt, daß falsche Angaben aus ihrer Sphäre stammen ( kein Vertrauensschutz





lt EuGH verstößt Berufung auf Vertrauensschutz nicht grds gegen EG-Recht; Regel wie die es § 48 Abs. 2 S. 3 Nr. 2 erscheint nicht unbedingt EG-rechtlich erforderlich, da EuGH einem Beihilfeempfänger nicht den guten Glauben abgesprochen hat, der auf Angaben seines Lieferanten gestützt war (EuGH, EuzW 1998, 501, Tz. 23 ff)





2. Ermessen nach § 48 I 1?


EuGH, EuZW 1998, 604 f, Tz. 23: kein Ermessen





Ergebnis somit nach nationalem Recht: Rücknahme rechtmäßig








Rückerstattung infolge Rücknahme bestimmt sich nach § 49a VwVfG. § 49a ist Anspruchsgrundlage. 





Hier ist für die Bemessung der Höhe der Rückforderung der Entreichungseinwand nach § 49a Abs. 2 S. 2 zu beachten, außer im Falle grober Fahrlässigkeit; letztere hier nicht gegeben 





Ergebnis nach nationalem Recht: infolge Entreicherung kein Anspruch





EuGH, EuZW 1998, 604, Tz. 25: die Anwendung eines Kriterium des Wegfalls der Bereichung verletzt grundsätzlich EG-Recht nicht, sofern Beihilfeempfänger gutgläubig sind (1) und sofern festgestellt ist, daß sie keine Regreßmöglichkeiten gegen Dritte haben (2) 
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Fortsetzung zu Fall 6:





zu 1: Kriterien des guten Glaubens können sein: 


- Guter Glaube, obgleich Fehler aus Sphäre des Empfängers? Wohl Ja.


- Verpflichtung des Beihilfeempfängers zu eigenen Kontrollen des Warenursprungs? Wohl nur bei besonderen Gründen. (s. EuGH, EuZW 1998, 501, Tz. 25)


Bei Beurteilung des guten Glaubens müssen die gleichen Voraussetzungen gelten wie bei Rückforderung rein nationaler Leistungen (Äquivalenzgebot)





zu 2: „keine Regreßmöglichkeit“: das liegt nicht schon dann vor, weil Rapserzeuger sich allgemein in beklagenswerter finanzieller Lage befinden


sondern setzt voraus: Beihlfeempfänger hat bereits zum Zeitpunkt der Bewilligung den Vorteil durch Zahlung des Richtpreises an den Erzeuger weitergeben und ein Regreßanspruch gegen Erzeuger ist wertlos 
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Lösung zu Fall 7





I. Zulässigkeit des Widerspruchs gegen den ablehnenden Bescheid





1. Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs, § 40 VwGO





2. Statthaftigkeit des Widerspruchs: 


Hauptsache: Verpflichtungsklage in Form der Versagungsgegenklage


Hinsichtlich Kostenanordnung Anfechtungsklage





Bescheid ein eigenständig anfechtbarer VA? § 44a VwGO nicht anwendbar, s. auch Art. 6 der UI-RL n.F.





3. Widerspruchsbefugnis, § 42 II VwGO analog





II. Begründetheit





Maßstab: § 113 V 1 VwGO bzw. 113 I 1 für Anfechtungsbegehren





1. Ablehnung rechtswidrig? ( hatte M einen Anspruch auf Akteneinsicht?


a) nach § 29 VwVfG (-)


b) nach § 4 Satz 1 UIG


nach § 7 I Nr. 2 a.F. UIG: Ausschluß bei lfd Verwaltungsverfahren


(das widersprach der RL: Art. 4 Abs. 2 lit. c) erwähnt nicht Verwaltungsverfahren, sondern nur „laufende Gerichtsverfahren“ ( § 7 I Nr. 2 war außer Acht zu lassen)





nun Neufassung von § 7 I Nr. 2 UIG: Verwaltungsverfahren nicht mehr ausgeschlossen





somit bestand ein Anspruch





c) Anspruchsinhalt


Nach § 4 I 2 UIG: Wahl des Mittels im Ermessen der Behörde; kein Wahlanspruch des Bürgers


Ist das vereinbar mit der RL? vgl. Art. 3 IV UI-RL n.F. gegenüber Art. 3 I Uabs. 2 UI-RL a.F.


	Rspr des BVerwG: beantragt der Bürger eine bestimmte Form der Einsicht, kann die Behörde nicht ohne weiteres davon abweichen, sondern nur, wenn sie hierfür gewichtige von ihr darzulegende Gründe benennt (Bindung des Ermessens), BVerwG DVBl. 1997, 438: nunmehr § 4 I 3 UIG





( Ablehnung rechtswidrig
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Fortsetzung zu Fall 7:





2. Kostenanordnung rechtswidrig?





Rechtsgrundlage: § 10 I 1 UIG: Gebühren nicht mehr für Amthandlungen, sondern nur mehr für positive Übermittlung, nicht mehr für Ablehnung 





3. Rechtverletzung in beiden Fällen gegeben





Ergebnis


Widerspruch ist in vollem Umfange stattzugeben
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Lösung zu Fall 8:





I. Anspruchsgrundlage ist § 3a Ausgleichsleistungsgesetz





II. Ist § 3a AusglLeistG verfassungskonform?





Verletzung des Rückwirkungsverbots 


wegen nachträglicher einseitiger Erhöhung des Kaufpreises?





a) Hier aber kein Eingriff in eine bestehende Rechtsposition der Fa. X





Denn: Erwerbsvertrag war nichtig nach (§ 59 I VwVfG iVm) § 134 BGB


Art. 87 I, 88 II 3 EGV als gesetzliche Verbote (nach hM selbst bei einem nur formellen Verstoß)


Zwar ist Verbot der Gewährung von rechtswidrigen Beihilfen/rechtmäßigen Beihilfen ohne vorherige Notifizierung nur an einen Vertragsteil gerichtet (nämlich an die öffentliche Hand), aber der Zweck des Verbots kann nur durch nur Annullierung der getroffenen Regelung erreicht werden.





b) Rückwirkende Belastung durch höheren Kaufpreis ist nicht rechtswidrig, da Gesetzgeber eine Heilung vorsehen kann [Zweifelhaft: besser wäre Neuausschreibung des Verkaufs; dann kann Fa. X erneut überdenken, wie viel sie bieten will. Ferner geht der EuGH davon aus, dass eine nachfolgende Genehmigung der Beihilfe durch die Kommission die Rechtsverletzung infolge der Beihilfeerteilung ohne vorherige Notifikation nicht heilt ( Wiederholungsverbot).





III. Kein Ausschluß der durch § 3a AusglLeistG bezweckten Rückforderung der Beihilfe nach den Kriterien von § 48 II VwVfG, die auch im Rahmen einer Ausübung von gesetzlichen Rechten gemäß § 242 BGB zu beachten sind.








( Klage auf Nachzahlung begründet�
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Lösung zu Fall 9





Zulässigkeit des Widerspruchs





I. Verwaltungsrechtsweg





II. Statthaftigkeit





III. § 42 II VwGO analog:


hier: subjektives Recht auf Einschreiten?





Räumen § 5 I Nr. 1 und 2 BImSchG subjektive Rechte ein?





1. § 5 I Nr. 1 BImSchG: (+), da die Norm zumindest auch dem Interesse einzelnen dient (Nennung der Nachbarschaft)


aber hier insoweit nicht berührt: Herr A gibt zu, dass derzeit erhebliche Belästigungen noch nicht bestehen





2. § 5 I Nr. 2 BImschG: nach klassischer h.M (-): dient Vorsorge, die im Interesse der Allgemeinheit erfolgt; 


vgl. auch unterschiedlichen Wortlaut zu Nr. 1





anders aber nunmehr infolge EG-Recht: normative Interessentenklage





s. § 2 II der 22. BImSchV (BGBl. 1993, I, 1819, geä BGBl. 1994, I, 1095, novelliert in BGBl 2002, I, 3626) 





3. Fällt Herr A unter den geschützten Personenkreis? ( „Betroffener“
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Lösung zu Fall 10:





Zulässigkeit eines Antrags nach § 80 V VwGO





1. Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs, § 40 VwGO


2. Statthaftigkeit des Antrags


3. Widerspruch nicht offensichtlich unzulässig


Antragsbefugnis nach § 42 II VwGO analog








Begründetheit des Antrags





1. Antragsgegner: § 78 I Nr. 1 VwGO





2. Rechtmäßigkeit der Vollzugsanordnung


formell: Richtige Behörde (§ 80 II Nr. 4), Begründung nach § 80 III


(materielle Rechtmäßigkeit der Sofortvollzugsanordnung wird nicht geprüft; str.) 


beachte: besonderes „öffentliches Interesse“ nach § 80 II Nr. 4 ist


in Fällen mit EG-bezug stets gegeben: hier geht es um Umsetzung der Anforderungen der effektiven Wirksamkeit des EG-Rechts (s.o. Fall 4)





( Vollzugsanordnung ist rechtmäßig





3. Eigene Entscheidung des Gerichts





Abwägung der verschiedenen Interessen unter summarischer Prüfung der Erfolgsaussichten der Hauptsache (hier: des Widerspruchs ggen VA)





Hier: unterstellt, daß erhebliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des EG-Rechts bestehen, wäre Erfolgsaussicht begründet





Einwirkung des EG-Rechts:


Darf der Richter erhebliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit eines EG-Rechtsaktes überhaupt beachten oder greift hier die Sperre des Verwerfungsverbots für EG-Rechtsakte?








Privatdozent Dr. Wolfgang Weiß








Vorlesung Europarecht im Verwaltungsrecht








Folie 29:





Fortsetzung zu Fall 10:








Lt EuGH bestehen dafür vier Voraussetzungen im einstw Rechtsschutz


(Slg. 1995, I-3761)





erhebliche Zweifel an der Gültigkeit der Handlung der EG (= Notwendigkeit nach Art. 242 f EGV)


Außervollzugsetzung erforderlich, um schwere und nicht wiedergutzumachende Schäden zu vermeiden (=Dringlichkeit)


Vorlage an EuGh zur Entscheidung über Gültigkeitsfrage


Angemessene Berücksichtigung des Interesses der EG am Vollzug ihrer Rechtsakte





Bei der Prüfung dieser Voraussetzungen müssen die Entscheidungen des EuGH zu den Handlungen der EG und zu gleichartigen Handlungen der EG zu beachten





Hier: selbst wenn erhebliche Zweifel bestehen, fehlt es doch für Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung an einer Dringlichkeit, weil den Winzern allenfalls Einnahmen entgehen, die ersetzbar sind. Außerdem spricht das Interesse der EG am Vollzug der Destillation für ein Unterlassen der Wiederherstellung.





Ergebnis: Der Antrag ist nicht erfolgreich.
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Lösung zu Fall 11:





I. Richtigkeit der steuerlichen Einstufung der Tabakrollen





Da die Rollen nicht unmittelbar geraucht werden können, erfüllen sie nicht alle Voraussetzungen der Zigarettendefinition der RL


Tabakrollen sind kein Fertigerzeugnis, da sie erst mit einem anderen Erzeugnis, nämlich einer Papierhülse verbunden werden muß





daher Rauchtabak, so daß der niedrigere Steuersatz zugrunde zu legen war


Entscheidung der deutschen Steuerbehörden war daher rechtsfehlerhaft





II. Schadensersatzanspruch der Fa. Brinkmann





1. Verletzung einer Norm des EG-Rechts, die dem einzelnen Rechte einräumt


a) verletzt wurde zum einen Art. 10 iVm Art. 249 EGV wegen Nichtumsetzung der Richtlinie; Deutschland hatte keine Normen zur Umsetzung erlassen





subjektive Rechte brachte die RL insoweit, als ihre Steuersätze eine Begünstigung für Tabakrollen vorgaben





b) verletzt wurde zum anderen die Richtlinienbestimmung über die steuerliche Bevorzugung von Tabakrollen; diese sind subjektive Rechte (s.o.)





2. hinreichend qualifizierte Rechtsverletzung


bezüglich unterlassener Richtlinienumsetzung: (+); 


bloße Anwendung der RL durch die Behörden heilt die Rechtsverletzung wegen der Anforderungen an eine ordnungsgemäße RLumsetzung nicht


�
Privatdozent Dr. Wolfgang Weiß








Vorlesung Europarecht im Verwaltungsrecht








Folie 31





Lösung zu Fall 11/Fortsetzung:








bezüglich falscher Anwendung der Rlbestimmung (fehlerhafte Zuordnung)


Problem: hinreichende Genauigkeit und Klarheit der Norm?


Tabakrollen entsprechen nicht völlig genau der einen oder der anderen Definition; ein solches Erzeugnis gab es bei Erlaß der RL noch nicht (kein offensichtlicher Widerspruch zum Wortlaut der RL


ferner im Originalfall: fehlerhafte Auslegung wurde durch Finnland und Kommission unterstützt


( keine hinreichend qualifizierte Verletzung





Kausalität, Schaden





a) bezüglich Nichtumsetzung


insoweit fehlt die Kausalität zwischen der Vertragsverletzung und dem Schaden, weil die Behörden die Richtlinie unmittelbar angewendet haben





bezüglich fehlerhafter Anwendung fehlte es bereits an hinreichend qualifizierter Rechtsverletzung





Gesamtergebnis: Fa. Brinkmann steht weder aus dem einen noch aus dem anderen Aspekt ein EG-rechtlich geforderter Staatshaftungsanspruch zu
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Lösung zu Fall 12:








Verstoß gegen EG-Recht wegen Nichtzulassung als Kassenarzt


wegen Erfordernis einer Vorbereitungszeit





Verletzung von Art. 3 RL? 


	Nein, Haim hat ein Diplom eines Drittstaates; Vorschriften über die gegenseitige Anerkennung der RL greifen nicht; daß dieses in Belgien anerkannt wurde, zwingt die Bundesrepublik zu nichts (EuGH, Slg. 1994, I-451, 13)





Verletzung von Art. 43 EGV





Beschränkung der Niederlassungsfreiheit, da H ja als Arzt rechtmäßig tätig ist


Rechtfertigung: (diese zu beurteilen ist Sache des nat Richters, doch kann EuGH Hinweise geben)


Vorbereitungszeit dient Schutz der Patienten 


Dem kann eine auch anderweitig erworbene Erfahrung genügen ( Bundesrepublik muß prüfen, ob und inwieweit eine von H nachgewiesene anderweitige Erfahrung der vorgeschriebenen entspricht





	2. wegen Erfordernis hinreichender Sprachkenntnisse





a) RL nicht einschlägig


b) Art. 43 EGV:


Beschränkung der Grundfreiheit (+)


Rfgg: Verständigung mit Patienten im Interesse ihrer Gesundheit


Sprachliche Anforderungen dürfen aber nicht über das für das Ziel Erforderliche hinausgehen
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Lösung zu Fall 12/Fortsetzung:





Bestehen eines Amtshaftungsanspruchs


AG: § 839 BGB iVm 34 GG


1. Verstoß gegen Norm, die dem einzelnen ein Recht gewähren will: Art. 43 


2. Hinreichend qualifizierter Verstoß: Beurteilung steht wieder nat Gericht zu, aber EuGH gibt Hinweise:


Art. 43 ist Norm, die seit langem unmittelbar anwendbar


Regelungen der ZOK zu einer Zeit, als EuGH noch nicht im Urteil Vlassopoulou (1991, I-2357) erstmals entschieden hatte, dass ein MS bei dem Zulassungsantrag des Bürgers eines anderen MS dessen in seiner Heimat erworbenen Befähigungsnachweise durch Vergleich der Kenntnisse zu berücksichtigen hat (Slg. 2000, I-5163, Tz. 46)
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Konzeptionsunterschiede zwischen deutschem und europäischem Verwaltungsverfahrensrecht








EG-Recht ist stärker auf Durchsetzungseffizienz fixiert


- Dominanz des EG-Interesses 


- Rechte des einzelnen im Interesse des Vollzugs des EG-Rechts instrumentalisiert


- aber wohl unterschiedliche Gewichtung der Verfahrensziele je nach Vollzugsform


-- bei direktem Vollzug steht Rechtsschutz eher im Vordergrund


--bei indirektem, mittelbarem Vollzug: Rechtsschutz instrumentalisiert zugunsten der Einheitlichkeit der Anwendung des EG-Rechts





Demgegenüber in D.: effektives Instrument für Verwaltung und Rechtsschutz des einzelnen








2.  EG-Recht betont den Verfahrensgedanken stärker


Eigenständigkeit der Verwaltung; Einschätzungsspielräume der Kommission


		Verfahrensfehler eher beachtlich





		Demgegenüber in D: Verwaltungsverfahren hat nur dienende Rolle


Verfahrensfehler nicht so wichtig (§ 45 VwVfG; § 114 S. 2 VwGO; § 46 VwVfG)








		3. Konsequenzen für Rechtsschutz


EuGH achtet eher die Funktionsgrenze gerichtlicher Kontrolle ( geringere Kontrolldichte





In D. Rechtsschutz zum Schutz subjektiver Rechte (42 II, 113 VwGO)


		In EG: Rechtsschutz dient mehr der Wahrung objektiven Rechts
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Entterritorialisierung der nationalen Verwaltungsmaßnahmen











Das EG-Recht führt zu einer territorialen Funktionserweiterung des nationalen Verwaltungshandelns:











infolge Verwaltungskooperation








2. durch vergemeinschaftete nationale Verwaltungsverfahren








3. durch gegenseitige Anerkennung von Verwaltungsakten (


transnationaler Verwaltungsakt





(Gegenstück zu Rechtsvereinheitlichung/Harmonisierung)
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Probleme infolge der Europäisierung des nationalen Verwaltungsrechts








( Veränderung z.T. der dogmatischen Grundlagen und allgemeinen Lehren des Verwaltungsrechts





konkret:





1. doppelspuriges Verwaltungsrecht


( faktischer Europäisierungsdruck, Rechtsschutzprobleme








	2. nur punktuelle Eingriffe in austariertes System und Dogmatik


Problem der fehlenden allgemeinen Leitgedanken für eine Europäisierung des nationalen Verwaltungsrechts








3. Beeinträchtigung der Maßstäblichkeit des nationalen Verwaltungsrechts








	4. Bedenken wegen Vorbehalt des Gesetzes und Gewaltenteilung








	5. Partiell entsteht neues Sonderrecht infolge Sekundärrecht der EG 


(etwa UIG)








	6. Betonung der Effizienz gefährdet Akzeptanz der EG-Rechtsordnung











